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der Abgo D r a x 1 e T, C z 3 r n e t z und Genossen 
an den Bundesminister für .Tustiz j 

betreffend Missbrauch von strafgesetzliohen Schutzbestimmungen durch 
Behörden. 

-0-'-
Der Tagespresse entnehmen die anfragenden Abgeordneten die Meldung, 

dass ein Wiener Kaufmann wegen Aufwiegelung gegen die Steiermärkisohe 

sowie gegen die Vorarlberger Landesreg:fe rung geriohtlioh verfolgt wurde,o 

Der betreffende Kaufmann hatte die Ämter der beiden Landesregierungen 

ersuoht, für ein Btanchenverzeichnis die Ländeswappen verwend~n zu 

dUrfen& Von beiden Landesregierungen wurde das Ansuohen abschlägig 

beschieden. Daraufhin schrieb der Kaufmann an beide Landesregierungen, 

er werde an Stelle der Landeswappen beidelt Länder einen Amtssohimmel 

mit einem schwarzen Tintenkuli hinter dem Ohr als oharakteristisch für 

die Verwaltungstätigkeit in sein Branchenverzeiohnis aufnehmen. 

Der Witz ist weder neu noch geschmackvoll und sioherlich keine Um­

gangsform, wie sie im Verkehr zwisohen Staatsbürger und Amt in einem 

demokratischen Staat üblich sein soll~ Aber ebensowenig kann die 

Reaktion der beiden Landesregierungen Verständnis und Billigu..1'lg finden;. 

Beide verlangten vom Staatsanwalt die Verfolgung wegen Aufwiegelung, 

was nach der geltenden Strafprozessordnung eine Verhandlung vor dem 

Sohwurgericht notwendig macht. 

Bezüglich des Tatbestandes gegen die steirische 1a11l:1 esregierung 

wurde vernünftigerweise ein Wiener Gericht mit der Verfolgung betraut; 

der Staatsanwalt dort schl'änkte auf Ehrenbeleidigung ein und es erfolgte 

ein Freispruch .. 

Anders im demokratischen Musterländle .. Dort wurde die Lästerung gegell 

den Amtsbürokratius bitter ernst genommen und der Ang2kl "l.,st e :nach ei~lem 

Verfahren vor dem Schwurgericht zu einem Mo 1'1 at Arrest verurteilt ~ 

Da aber auch für Vorarlberg die gleichen Gesetze gelten wie f"ur ,_ 

die übrigen Teile der Republik Österreich und man daher nicht wegen ein und 

desselben Tatbestandes in Wien freigesprochen und in Vorarlberg ver­

urteilt werden kann, wurde das Vorarlberger Urteil durch den O~ersten 

Gerichtshof aufgehobeno 
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Die betrQftenenSteuerzahler müssen zu ihrGtn Beds.ucrn feststellen, 

dass die bürokratische Eh:J.4enwäs'che si e mit !~J.nel!l entsprechend 

hohe:n Betrag belastet. Man soll gewiss die Einriahtu.i1.gen df'JS demokra­

tischen Lebens, zu denen auch Behörden und Amtspers,;men gehöl'en, vor 

ungereohtfertigten Angriffen in Sohutz nehmen~ Aber dass in Vorarlberg 

wegen einer Geschmacklosigkeit g~gen die Landesregierung ein Schwu;!ir­

gerichtsprozess durchgeführt werden und düs s dann der Oberst e Gerichts­

hof bemiiht werden muss und vielleicht wegen d.el"S el ben Sa,che noch ein 

zweites Mal ein Gericht beschäftigt werden soll, das ist eine der 

Gesohmacklosigkeit würdig zur Seit e stehende SChildbürgezoei .. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesrninister 

fUr Justiz die naohstehende 

A n fra g e ~. 

1.) Ist der Herr Bundesminister in der Lage, dem Hohen Haus bekanntzu­

geben. welohe Kosten der Staatskasse duroh die Anklageerhebungen und 

bisherigen Verhandlungen in dem erwähnten Fall erwaohsen sind? 

2.) Ist der Herr Bundesminister in der Lage, im Rahmen der geltenden 

Gesetze die Erhebung solcher überflüssiger Anklagen zu unterbinden? 
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